
„Wer aber vom Kapitalismus nicht reden will, sollte auch vom
Faschismus schweigen.”

(Max Horkheimer)

„Ihr könnt keinen Kapitalismus haben ohne Rassismus.”
(Malcolm X)

Neofaschisten und bürgerlich
gewandete Rechte bekämpfen!

Zuerst mit dem von Spitzeln und mit Staatsmitteln unterstützten
Terror des NSU und jetzt mit Pegida & Co. erreichen Neofaschis-
mus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit neue Höhepunkte. Die-
ser konkreten Gefahr ist mit einer Aktionseinheit aller wahrhaft
demokratischen Kräfte entgegenzutreten.

Demokratische Rechte verteidigen!
Die Herrschenden konzentrieren sich darauf, den „starken Staat” zu

fördern. Angesichts der verschärften Angriffe auf unsere demokrati-
schen Rechte ist eine entschlossene Gegenwehr erforderlich. Ein un-
eingeschränktes Demonstrations- und Streikrecht ist hierfür
unabdingbar. Der fortgesetzte Ausbau der Überwachung unter dem
Vorwand der „Terrorbekämpfung” muss gestoppt werden, ebenso wie
Gedankenspiele der Herrschenden zuMilitäreinsätzen im Inland.
Eine Gesellschaftsordnung, deren oberstes Gesetz der Konkur-

renzkampf um immer mehr Reichtum und Macht für wenige
Herrschende ist, kann keine menschliche Solidarität entfalten.
Passivität und Gleichgültigkeit werden gefördert. Die Folge ist der
Kampf aller gegen alle. Die nationalistischen und völkischen
Gruppen versuchen, dies für sich zu nutzen. Den eigentlichen
Grund dieser Entsolidarisierung, nämlich das kapitalistische Sys-
tem in seiner neoliberalen Form, werden sie niemals bekämpfen.
Im Gegenteil, sie bedienen sich dieses Systems für ihre Zwecke.

Um die Menschen zu betören, gebrauchen sie andere Sündenbö-
cke, nämlich „die Fremden“, „die Muslime“, so wie vormals „die
Juden“. Die Nutznießer dieser Ideologie sind die Herrschenden,
denn zusammen mit Passivität und Vereinzelung wird so kollekti-
ver Widerstand gegen deren Dogmen und Praktiken verhindert.

Nein zu Ausgrenzung und Rassismus!

Nein zur Verschärfung von Einwanderungsgesetzen und den sich
daraus ergebenden teils dramatischen Folgen der Einschränkungen
von Freiheiten und Unterdrückung des sozialen Lebens für Geflüch-
tete. Aber auch dem vielleicht Einzigen, was diese Menschen über-
haupt noch außer ihrem Leben retten konnten, ihrer Kultur.
Diese Gesetzte stellen also fast zwangsweise die Weichen in eine

- durch eben diese Gesetzte erst künstlich geschaffene - Illegalität.
Auch dies ist kapitalistische Logik, denn die Menschen werden

dadurch leichter angreif- und damit für die modernen Sklaven-
halter ausbeutbar.
Die Lösung liegt in der Gleichheit der Rechte: Recht auf Bestim-

mung des Aufenthalts- und Wohnortes, Legalisierung der sog. „Il-
legalen” und ein neues Staatsbürgerrecht, das nicht an die
Nationalität gekoppelt ist, sondern das aktive und passive Wahl-
recht allen EinwohnerInnen bei allen Wahlen zubilligt.
Deshalb: Für die volle politische, soziale und rechtliche Gleich-

stellung aller Menschen!

Was tun?
Wir sind der Meinung, dass Faschismus, Islamismus und Ras-

sismus nicht per Dekret aus der Welt zu schaffen sind. Wir ver-
trauen keinem Staatsapparat, dessen Polizeispitzel in den
faschistischen Organisationen verankert sind und der die Total-
überwachung vorantreibt.
Wir setzen auf die gemeinsame Kraft von AntifaschistInnen und

AntirassistInnen. Wir setzen auf eine breite außerparlamentari-
sche und internationalistische Bewegung für die konsequente
Verteidigung der Menschenwürde und der Menschenrechte. In
Oberhausen, Essen, Duisburg und überall.

Keinen Fußbreit den Faschisten!
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Heute, am 26.1 0.201 6, treten erneut unter dem Namen „Bürger gegen Politik-
wahnsinn“ FaschistInnen in Oberhausen öffentlich auf. Bereits am 28.09.201 6
schwangen sie auf dem Altmarkt in Oberhausen rassistische und sozialdemago-
gische Reden. Im Anschluss daran marschierten sie durch Oberhausen und ga-
ben dabei unbehelligt volksverhetzende Sprüche von sich. Unter dem Schutz
der Polizei gingen von den Teilnehmenden Übergriffe auf MigrantInnen und auf
AntifaschistInnen aus.

Sorgen wir gemeinsam dafür, dass dies nicht erneut passiert, und treten
den FaschistInnen mit einem breiten Bündnis in denWeg!




